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Zum Ende des letzten Jahres erschütterten massive Proteste die  politische Landschaft in
Frankreich. Konkreter: Sie erschütterten die  liberalen Reformpläne des immer unbeliebter
werdenden französischen  Präsidenten Emmanuel Macron. Der Anlass war eine geplante
„Ökosteuer“  auf Erdöl, die Proteste mit sich brachte, die ganz Frankreich erbeben  ließen und
Macron soweit in die Enge trieben, dass er Anfang Dezember  die geplante Ökosteuer
aussetzte und den Mindestlohn erhöhte.

        Wer geht auf die Straße?
  

Im November gingen an zwei Aktionstagen mehr als 500.000 Menschen auf  die Straße. Das ist
eine ganze Menge dazu noch heterogen und deswegen  nicht über einen Kamm geschert
werden sollte. Die Bewegung hat in ihrer  sozialen Zusammensetzung sowie in den
Forderungen einen  klassenübergreifenden Charakter.  Anfangs wollten die Initiator*innen 
bewusst auf die Teilnahme von Gewerkschaften und politischen Parteien an  den Protesten
verzichten. Nicht angebliche Ideologien sondern  Forderungen sollten im Vordergrund stehen
und man wolle sich nicht von  Organisationen vereinnahmen lassen. Diese scheinbare
Unabhängigkeit ist  eine kleinbürgerliche Positionierung. Gleichzeitig hatten die  ursprünglichen
Initiator*innen nichts dagegen, dass sich der  Rassemblement National, einer rechten
Sammlungsbewegung unter der  Führung von Marie LePen, die aus dem
rechtsnationalistischen Front  National hervorging, offen an diesen Protesten teilnehmen.
Teilweise  konnten sich die Rechten auf diese Weise mit nationalistischen und  rassistischen
Inhalten sogar an die Spitze der Bewegung stellen. Statt  für einen proletarischen
Internationalismus, für offene Grenzen und  gegen die Außenpolitik der imperialistischen EU zu
demonstrieren, wurden  nationalistische Gefühle geschürt. Dem Kurs in der Außenpolitik wurde 
sich angeschlossen, die Forderung nach offenen Grenzen verworfen.

  

Aber das ist nur eine Seite des Protestes. Denn auch wenn die Linke  die Proteste nicht wie
z.B. beim Loi Travail initiiert hat, so  beteiligten sich unterschiedliche linke Kräfte daran.
Manche, wie der  kämpferische  Gewerkschaftsbund CGT, liefen den Protesten nach, als  diese
volle Fahrt aufgenommen hatten. Das finden wir richtig: Der  Protest gegen die Ökosteuer ist
berechtigt, denn anstatt z.B. den  französischen Mineralölgiganten Total zur Kasse zu bitten,
wird unter  dem Vorwand des Umweltschutzes die Arbeiter*innenklasse ausgenommen, die  im
ländlichen Bereich wegen unzureichenden öffentlichen Verkehrsmitteln  oft zur Nutzung des
PKW gezwungen ist.

  Hintergrund
  

Wichtig ist, dass wir verstehen, dass es sich bei dem Protest in  Frankreich nicht nur einen
Protest gegen die „Ökosteuer“ handelt.  Vielmehr ist er Ausdruck einer gesamten Situation: Die
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hohen  Lebensunterhaltungskosten, Kürzungen der Sozialleistungen und die  letzten Angriffe,
die das Lòi Travail mit sich brachten, sorgten dafür,  dass es weiten Teilen der Bevölkerung
schlecht geht. Gleichzeitig bewegt  sich die französische herrschende Klasse in einem
Spannungsfeld. Um  ihre Stellung im Weltmarkt und der EU weiter zu behaupten, müssen sie 
bestimmte Rechte und Errungenschaften der Arbeiter*innenklasse und auch  das
Kleinbürger*innentum angreifen. Tun sie das nicht, verlieren sie  ihren Einfluss aka ihre
„Wettbewerbsfähigkeit“. Doch anders als  beispielsweise in Deutschland hat die französische
Arbeiter*innenklasse  ein größeres Bewusstsein dafür, dass es sich lohnt, auf die Straße zu 
gehen. Die Erfolge der Vergangenheit mobilisieren nun auch  kleinbürgerliche Schichten, sich
nicht einfach der Politik des sozialen  Kahlschlages zu fügen. Da das Kleinbürger*innentum
jedoch nicht in der  Lage ist, eine eigenständige Politik zu entwickeln, die nur dieser 
Zwischenschicht selbst nutzt, ist der politische Inhalt entsprechend  heterogen und schwankt
zwischen proletarisch-fortschrittlichen sowie  bürgerlich-reaktionären  Forderungen. Dass die
Organisationen des  Proletariats vorwiegend reformistisch sind und die Proteste nicht  anführen,
verstärkt den diffusen Inhalt.

  Was tun?
  

Die Proteste in Frankreich sollten uns motivieren. Sie zeigen:  Gesellschaftliche Veränderung ist
möglich und als Revolutionär*innen ist  es unsere Aufgabe, dort zu intervenieren und
aufzuzeigen, was es  braucht, um solche Proteste nicht nur in der Luft verschallen zu lassen, 
sondern damit nachhaltig Etwas zu verändern. Zuerst einmal bedarf es  demokratischer
Strukturen: An Schulen, Unis, Betrieben sollen sich  Streikkomitees bilden, an den Orten, an
denen sich Menschen bewegen.  Daneben muss klar sein, dass die Angriffe nicht aufhören
werden, solange  Macron an der Regierung ist. Das heißt, Ziel muss es sein, die Proteste 
auszuweiten. Es bedarf eines landesweiten, unbegrenzten Generalstreik,  der den Sturz der
Regierung fordert. Doch uns muss auch klar sein: Die  elende Lage der Arbeiter*innenklasse
wird sich nicht verbessern, nur  weil Macron die Bühne verlässt.

  

Wenn ein Generalstreik zum Rücktritt Macrons führt, so stellt der  Streik damit die Machtfrage:
Ist es die Arbeiter*innenklasse oder die  Bourgeoisie, die der Gesellschaft ihren Stempel
aufdrückt? Um diese  Frage im Sinne der Arbeiter*innenklasse zu beantworten, braucht es den 
Aufbau von Räten und Selbstverteidigungsstrukturen gegen die Angriffe  des Staats und zur
Selbstorganisierung. Diese Struktur kann nicht nur  Macron verjagen, sondern den
imperialistischen Staat angreifen und  stürzen und ihn durch eine proletarische Herrschaft
ersetzen. Doch damit  kann an Grenzen nicht gehalten werden. Die Arbeiter*innen ganz
Europas  müssen sich mit den französischen Arbeiter*innen solidarisieren und die  Forderung
nach den Vereinigten sozialistischen Staaten von Europa  erheben. Nationalismus und
Rassismus sind Gift in diesem Kampf. Sie  vereinen die Klassen unter der Tricolore und spaltet
die  Arbeiter*innenklasse entlang ethnischer Grenzen. Deswegen zwingend  erforderlich für die
Gewerkschaften und Arbeiter*innenparteien auf den  Demos die Rechten entschieden zu
bekämpfen und zu vertreiben und  anstelle der Nationalfahne die rote Fahne der Arbeiter*innen
dieser Welt  zu schwingen.
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